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VON DOMINIK BAUR

MÜNCHEN taz | „Der Oberbür­
germeister ist nicht käuflich“, 
sagt der Oberbürgermeister. 
Und der muss es schließlich 
wissen. Doch könnte seine Dar­
stellung des Sachverhalts, nun 
ja, subjektiv sein? Diese Frage 
dürfte sich derzeit so man­
cher der rund 140.000 Einwoh­
ner der ostbayerischen Stadt 
Regensburg stellen. Denn ihr 
Oberbürgermeister sieht sich 
einem bösen Verdacht ausge­
setzt: Die Staatsanwaltschaft er­
mittelt wegen Korruption. Noch 
weiß man nichts Genaues, und 
natürlich gilt die Unschuldsver­
mutung. Doch für das Stadtober­
haupt stehen unangenehme 
Fragen im Raum. Vom üblichen 
„faden Beigeschmack“ zu spre­
chen, erscheint schon fast ver­
niedlichend.

Im Frühjahr 2014 wurde der 
SPD-Politiker Joachim Wol­
bergs in Regensburg Oberbür­
germeister. Nach einem inten­
siven Wahlkampf, den er aus ei­
ner prall gefüllten Parteikasse 
bestreiten konnte, besiegte er 
seinen CSU-Kontrahenten Chris­
tian Schlegl in der Stichwahl mit 
stolzen 70 Prozent.

Heikle Spenden
Dass die Kasse so voll war, ver­
dankte die SPD nicht zuletzt drei 
örtlichen Baufirmen. Diese sol­
len dem späteren OB mindes­
tens 500.000 Euro zufließen ha­
ben lassen – gestückelt in Einzel­
spenden unter 10.000 Euro, die 
nicht deklariert werden müssen. 
Überwiesen wurde das Geld von 
Strohmännern, offenbar Mitar­
beitern der Unternehmen.

Wolbergs hatte nach Bekannt­
werden der Vorwürfe Mitte Juni 
ein Disziplinarverfahren gegen 
sich selbst beantragt. „Ich stelle 
als Wahlbeamter diesen An­
trag in der Überzeugung, dass 
ein solches Disziplinarverfah­
ren keine Hinweise auf persön­
liche Dienstvergehen in meiner 
Funktion als Oberbürgermeister 
ergeben wird“, ließ der 45-Jäh­
rige damals verlauten.

Der Staatsanwaltschaft zu­
folge besteht der Anfangsver­
dacht, dass Wolbergs durch die 
großzügigen Spenden dazu ver­
anlasst werden sollte, seinen 
Einfluss bei Entscheidungen 
der Stadt über Bauvorhaben im 
Sinne der Spender auszuüben. 
Im Mittelpunkt des Ermittlerin­
teresses steht dabei die Bauteam 

Tretzel GmbH, die den größten 
Teil der Spenden aufgebracht 
haben soll.

Tretzel, das haben nun Re­
cherchen der Süddeutschen Zei-
tung (SZ) ergeben, bekam wenige 
Monate nach Wolbergs’ Amts­
antritt unter eigenartigen Um­
ständen den Zuschlag für ein 
begehrtes Baugrundstück der 
Stadt. Es ging um ein fast fünf 
Hektar großes Areal, auf dem 
früher die Nibelungenkaserne 
untergebracht war. 500 Woh­
nungen sollen hier entstehen. 
Die Stadtverwaltung hatte die 
eingegangenen Bewerbungen 

vor der Entscheidung bewer­
tet. Doch der Stadtrat folgte in 
seiner Entscheidung nicht der 
Empfehlung der Verwaltung, de­
ren Favorit ging leer aus. Aber 
auch Nummer zwei und drei ka­
men nicht zum Zug – sondern 
Tretzel, den die Verwaltung ge­
rade mal auf Platz vier präsen­
tiert hatte.

Ein Schelm, wer Böses dabei 
denkt. Tretzel findet es jeden­
falls völlig abwegig, eine Kau­
salität zwischen Spenden und 
Stadtratsbeschluss zu vermu­
ten. „Spenden im politischen 
Bereich gingen nie nur an ei­

nen Bewerber oder eine Partei“, 
argumentiert der Bauträger in 
einer Pressemitteilung. „Schon 
daraus erklärt sich, dass diese 
Spenden nie auf konkrete Ge­
genleistungen einzelner politi­
scher Mandatsträger gerichtet 
sein konnten.“ Auch Wolbergs 
weist alle Anschuldigungen weit 
von sich: „Solange ich lebe, hat 
es nicht einmal den Versuch ge­
geben, mich kaufen zu wollen.“

Unter Sportsfreunden
Doch es gibt noch mehr Frage­
zeichen. Eines davon betrifft 
Norbert Hartl, SPD-Fraktions­
chef im Stadtrat und leiden­
schaftlicher Fußballfan. Er sitzt 
im Aufsichtsrat des Fußball­
klubs SSV Jahn, wie auch Bau­
löwe Volker Tretzel. Dass es ei­
nen Zusammenhang zwischen 
Hartl, seiner Funktion im Stadt­
rat, Entscheidungen über Bau­
grundstücke und dem großzü­
gigen Sponsoring des Fußball­
vereins durch Tretzel geben 
könnte, weisen alle Beteiligten 
natürlich weit von sich. Übri­
gens: Hartl hat sich vor wenigen 
Jahren laut SZ eine Tretzel-Woh­
nung am Galgenberg gekauft. 
Der Ausblick von da oben, so 
schwärmt Hartl offenbar gern, 
ist grandios.

Auch die Regensburger Perso­
nalpolitik weist im Kontext der 
Causa Wolbergs interessante 
Facetten auf. So bekommt die 
Regensburger Stadtbau, eine 
Tochterfirma der Stadt, einen 

neuen Technischen Leiter. Ein 
hochdotierter Job. Die Wahl fiel 
dabei auf einen früheren Ge­
schäftsführer von Tretzel und 
Aufsichtsrat des SSV Jahn. Dass 
laut Süddeutscher Zeitung auch 
die Bewerbungen von zwei hö­
her qualifizierte Bewerberin­
nen vorgelegen hatten, stand 
der Entscheidung offenbar nicht 
im Wege. In der Ausschreibung 
war ein abgeschlossenes Bau­
ingenieur- oder Architektur­
studium verlangt worden, dass 
beide Frauen vorweisen konnten 
– im Gegensatz zum letztlich er­
folgreichen Kandidaten aus dem 
Hause Tretzel. Der ist laut Infor­
mationen des Bayerischen Rund­
funks (BR) Maurer. „Den Rest“, so 
heißt es, „hat er sich autodidak­
tisch beigebracht.“

Im Stadtrat ist man indes zur 
Tagesordnung übergegangen. In 
der ersten Sitzung seit Bekannt­
werden der Vorwürfe ging der 
Oberbürgermeister nur kurz 
auf die Affäre ein. „Das Rathaus 
macht die Arbeit, die es tun 
muss, von morgens bis abends“, 
zitiert ihn der BR. Das aus SPD, 
Grünen, Freien Wählern, FDP 
und Piratenpartei bestehende 
Regierungsbündnis stärkte Wol­
bergs seinerseits den Rücken 
und erklärte, es habe bei keinem 
Stadtratsbeschluss irgendeine 
Beeinflussung gegeben. Und 
die Staatsanwaltschaft kündigte 
bereits an, dass es bis zu einem 
Ergebnis der Ermittlungen noch 
etwas dauern könne.

Parteispenden mit Fragezeichen
KORRUPTIONSVERDACHT Viele kleine Spenden, fragwürdige Geschäfte und Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft: Regensburgs Oberbürgermeister Joachim Wolbergs hat ein Problem

„Keine Hinweise auf persönliche Dienstvergehen“: Wolbergs weist die Vorwürfe zurück  Foto: Armin Weigel/dpa

KARLSRUHE taz | Die SPD kann 
den militärischen Einsatz der 
Bundeswehr nach Terroran­
schlägen im Inland nicht mehr 
verhindern. Denn nach Auffas­
sung der CDU-geführten Mi­
nisterien ist hierfür nicht ein­
mal ein Gesetz erforderlich. Die 
SPD wird also gar nicht mehr ge­
braucht.

Schon seit 2006 ist klar, dass 
für bestimmte Anti-Terror-Ein­
sätze der Bundeswehr keine 
Grundgesetzänderung erfor­
derlich ist. Damals entschied 
das Bundesverfassungsgericht, 
dass die Bundeswehr nicht nur 
bei Naturkatastrophen und Un­
glücksfällen helfen darf, son­
dern auch bei terroristischen 
Anschlägen, denn diese seien 
ebenfalls Unglücksfälle. Sechs 
Jahre später erlaubte Karlsruhe 
der Bundeswehr hierzu sogar 

Mission ohne Gesetz
MILITÄR Union versucht, die SPD bei Anti-Terror-Einsätzen der Bundeswehr auszubooten

den Einsatz „militärischer Waf­
fen“. 

Karlsruhe definierte 2012 
aber relativ hohe Anforderun­
gen. So dürfe die Armee nur bei 
Anschlägen „von katastrophi­
schem Ausmaß“ Amtshilfe leis­
ten, zum Beispiel nach einem 
Anschlag auf ein AKW. Bloße 
Warnungen der Geheimdienste 
vor drohenden Anschlägen er­
möglichen keinen Einsatz der 
Bundeswehr. Diese dürfe nicht 
schon im „Vorfeld“ einer even­
tuellen Katastrophe eingreifen.

Allerdings ging es in Karls­
ruhe immer um Maßnahmen 

auf gesetzlicher Grundlage. In 
beiden Urteilen befasste sich 
das Verfassungsgericht mit dem 
rot-grünen Luftsicherheitsge­
setz von 2005. Dieses erlaubte 
den Abschuss entführter Pas­
sagiermaschinen. Karlsruhe sah 
darin zwar einen Verstoß gegen 
die Menschenwürde. Nach wie 
vor erlaubt das Luftsicherheits­
gesetz aber das Abdrängen ver­
dächtiger Flugzeuge.

Ein vergleichbares Gesetz 
zum Anti-Terror-Einsatz der 
Bundeswehr auf dem Boden ist 
nicht geplant, versichert Rainer 
Arnold, der verteidigungspoliti­
sche Sprecher der SPD. Die SPD 
würde daran auch nicht mitwir­
ken. Nach Ansicht von Verteidi­
gungs- und Innenministerium 
ist für Anti-Terror-Einsätze der 
Bundeswehr aber gar kein zu­
sätzliches Gesetz mehr erforder­

lich. Damit könnte die Bundes­
wehr nach Großanschlägen also 
jetzt schon an Checkpoints Ma­
schinengewehre postieren und 
Panzer auffahren.

Was bei Anti-Terror-Einsätzen 
konkret geplant ist, lässt man in 
Regierungskreisen noch offen. 
Klar ist aber, dass Bundeswehr 
und Polizei demnächst entspre­
chende Übungen beginnen sol­
len. Solche Übungen sieht auch 
das Weißbuch vor, das Verteidi­
gungsministerin Ursula von der 
Leyen (CDU) am Mittwoch vor­
stellte.

Arnold bleibt zwar stand­
haft: „Die SPD lehnt den hoheit­
lichen Einsatz der Bundeswehr 
nach Terrorangriffen weiter ab“. 
Wenn sich die Rechtsauffas­
sung der Regierung durchsetzt, 
hat das aber keine Folgen mehr. 
� CHRISTIAN RATH

Die SPD wird  
gar nicht mehr  
gebraucht

Überwiesen wurde 
das Geld von  
Strohmännern

Verdientes Geld
■■ betr.: Gute Verlierer“ von Peter Unfried, taz vom 9. 7. 16

Hervorragend Ihr Artikel. Besonders gefällt mir Ihr Gedanke 
über den Höhepunkt von Löws Schaffen (1:1 gegen die Italiener). 
Das Spiel gegen Deschamps’ Franzosen war auch ein großer 
Erfolg – und eben keine deutsche Pflicht, ein EM-Halbfinale 
zu erreichen. Natürlich habe ich Mitgefühl mit Herrn Löw und 
seinen Zauber-Ballartisten. Und diese Kämpfer sollen auch gern 
das viele Geld erhalten, das sie sich in den relativ wenigen Jahren 
erarbeiten; mit kaputten Knochen.
Aber die Herren, die das Fußballgeschäft mit maßlosem un­
heilbringenden Patriotismus (zum Beispiel: Hymnen, Flaggen) 
düngen und ankurbeln sowie damit Menschenmassen bis zur 
Ekstase und Gewaltanwendung gegeneinander treiben, diese 
Herren haben mit der „Niederlage“ der Löw-Kämpfer den kräf­
tigen Dämpfer verdient. Außerdem kann ich nicht verstehen, 
warum diese Herren so viel Geld erhalten beziehungsweise sich 
nehmen.
Aus meiner Sicht dürften nur Länder-Freundschaftsspiele und 
Städte-Freundschaftsspiele stattfinden. Die Freude im Volk wäre 
sicher auch sehr groß, und die Folgen wären verantwortbar.
VOLKER FREIESLEBEN, Köln

Der Erfolg gibt recht
■■ betr.: „Meister Eder und sein Ronaldo“, taz vom 12. 7. 16

Der Erfolg gibt dem portugiesischen Fußball recht, so simpel 
ist das. Daher sollte weit weniger die Seleção das Objekt der 
Kritik(er) sein, sondern vielmehr diejenigen, die es trotz mo­
dernster Fußballqualitäten nicht geschafft haben, eine vermeint­
lich antiquiert (re)agierende, mittelmäßige Mannschaft an die 
Wand zu spielen, zumindest aber das entscheidende Tor mehr zu 
schießen. Und Tore, zumal so selten gefallen, sind das Salz auch 
im häufig dargebotenen EM-Einheitsbrei gewesen. Dass Portu­
gal bei dieser Endrunde überdies das nötige Quantum Glück 
hatte, ist unbestreitbar und bekanntermaßen kein Zufall. Gab 
doch der große Cristiano Ronaldo den Seinen höchstselbst von 
der Coachingzone aus mit auf den finalen Weg: „Fortes fortuna 
adiuvat.“ MATTHIAS BARTSCH, Lichtenau-Herbram

Alleingelassen und überfordert
■■ betr.: „Chaos und trügerische Ruhe“, taz vom 13. 7. 16

Ein Dankeschön an Hilal Sezgin für das einfühlsame „Schlag­
loch“, in welchem sie uns fast das ganze Spektrum der Verwor­
renheit vor Augen führt, auf das die meisten von uns seit einiger 
Zeit immer häufiger kopfschüttelnd blicken: Eine stetig konfu­
ser werdende, von mächtigen Interessengruppen und häufig 
hilflosen oder selbstsüchtigen Politakteuren verunstaltete Welt, 
in der Millionen verhungern oder auf der Flucht sind und die 
in unserer prallgefüllten Einkaufswagenwelt eher die rechten 
Gesinnungsgenossen nach oben spült. Eine Welt, mit der wir uns 
alleingelassen und überfordert fühlen.
Gut, dass sie uns auf unspektakuläre Weise daran erinnert, im 
allgemeinen Trubel unsere eigene, gefühlte Ohnmacht nicht 
Herr über uns werden zu lassen und unsere Mitmenschlichkeit 
nicht zu vergessen. Wir selbst sind ja inzwischen schon mit 
wenig zufriedenzustellen. Allein die nur theoretische Hoffnung, 
dass sich „die Falten ausbügeln lassen“, wie Frau Sezgin schreibt, 
hilft. FRANZ GRUITROOY, Itzehoe

Lieber ab- statt aufrüsten
■■ betr.: „Unsere Fremdenlegion“, taz vom 13. 7. 16

Irgendwie klingt das alles wie ein schlechter Scherz, aber ich 
glaube, Frau von der Leyen meint es ernst mit der Idee, dass 
auch Bürger aus anderen Ländern der EU bei der Bundeswehr 
anheuern dürfen! Wozu denn das und warum? Ist Deutschland 
und Europa in so großer Gefahr, dass die Bundeswehr auf Teufel 
komm raus aufgestockt werden muss? Ich frage mich ernsthaft, 
warum der Etat für die Aufrüstung der Bundeswehr wieder mal 
erhöht wurde und wozu? Deutschland sollte sich schon wegen 
seiner Geschichte aus sämtlichen Kriegsspielen raushalten! Egal 
ob Nato oder nicht. Und warum die Bundeswehr im Konzert der 
Großen unbedingt bei Kriegseinsätzen mitmischen möchte oder 
soll, ist mir schleierhaft!
Unsere Bundesregierung sollte lieber mit gutem Beispiel voran­
gehen und für Abrüstung in der Welt sorgen.
RENÉ, OSSELMANN Magdeburg

Zum Kotzen
■■ betr.: „Ja zum Selbstwiderspruch“, taz vom 12. 7. 16

Viel ärgerlicher als der Verzicht auf den Spitzensteuersatz ist die 
Dummheit, die Erbschaftssteuer ohne Vermögenssteuer erheben 
zu wollen. Das ist nämlich technisch schwierig, solange man 
alle Vermögen gar nicht erfasst hat. Macht man das dagegen 
durch die Vermögenssteuer jedes Jahr, hat man erst eine solide 
Grundlage für die Erbschaftssteuer. Die Flat-Tax von niedlichen 
15 Prozent ist ebenso ein neoliberales Superärgernis, das einen 
weiteren unwürdigen Kniefall vor den Milliardären darstellt, die 
unsere Medien besitzen. Zum Kotzen. Man muss auf die grüne 
Basis hoffen, die das Notwendige, sachlich Richtige und Gerechte 
auch dann tut und sagt, wenn es Gegenwind verspricht. Sonst 
gerät man doch ins Grübeln. Die Linken sind immerhin keine 
Angsthasen. MICHAH WEISSINGER, Essen
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